
desrepublik sowie der Entwicklung der Beziehun
gen zu anderen Staaten.“

Unsere Republik ist damit in vollem Umfang souve
rän, sie besitzt Selbstregierung nach innen und Unab
hängigkeit nach außen. Es gibt keine Vorbehaltsrechte 
der Sowjetunion. Übte bisher unsere Republik ihre 
Souveränität kraft einseitigen Beschlusses der Sowjet
union vom 23. März 1954 aus, so ist diese Souveränität 
nunmehr durch zweiseitigen Vertrag bekräftigt wor
den.

Die Beschränkungen — sofern sie noch als Beschrän
kungen empfunden werden konnten —, die sich nach 
1954 aus dem Amt des Hohen Kommissars ergaben, 
sind aufgehoben worden. In Zukunft wird der so
wjetische Botschafter in Berlin die Verbindung zu den 
Vertretern der Westmächte in Fragen, die Deutschland 
als Ganzes angehen, unterhalten. Die Verbindung zu 
den Oberkommandos der amerikanischen, britischen 
und französischen Truppen in Westdeutschland obliegt 
dem Oberkommando der Gruppe der sowjetischen 
Streitkräfte in Deutschland.

Die Kontrollratsgesetzgebung der Jahre 1945 bis 1948 
verliert auf Beschluß der Sowjetregierung — soweit 
sie nicht bereits auf einzelnen Gebieten, wie etwa der 
Gerichtsorganisation, dem Schiffbau, der Flaggenfüh
rung usw., außer Kraft getreten war — völlig ihre Gül
tigkeit. Dieser Beschluß war möglich und zulässig, weil 
die Kontrollratsnormen über die demokratische Neu
gestaltung unseres gesellschaftlichen Lebens erfüllt 
waren und Rechtsetzung und Rechtsprechung unserer 
Republik den Fortbestand und die Festigung dieser 
neuen Ordnung gewährleisten.

So fällt z. B. das Kontrollratsgesetz Nr. 25 über die 
wissenschaftliche Forschung fort und gibt den Weg 
frei zur Kernforschung, während in Westdeutschland 
noch das Gesetz Nr. 22 der Alliierten Hochkommission 
von 1950 über die Überwachung der Forschung usw. 
auf dem Gebiet der Atomenergie in der Fassung der 
Gesetze Nr. 53 und 68 von 1951 gilt. Die Aufhebung 
der Kontrollratsgesetzgebung schafft klare Verhält
nisse und läßt keinen Raum für versteinernde, die 
Souveränität einschränkende Pöstliminium-Rechtsnor- 
men, wie sie noch im Teil I des Überleitungsvertrages 
des Pariser Vertragswerkes von 1954 enthalten sind. 
Soweit sie eine Lücke in unser Gesetzeswerk reißt, wird 
diese durch Gesetzgebungsakte und Verordnungsmaß
nahmen geschlossen werden.

Ferner wurde darüber Einverständnis erzielt, daß 
nunmehr die Kontrolle an den Grenzen der Deutschen 
Demokratischen Republik, an der Demarkationslinie und 
den Sektorengrenzen, am Außenring von Groß-Berlin 
sowie auf den Verbindungslinien zwischen Groß-Berlin 
und Westdeutschland durch Organe der Deutschen De
mokratischen Republik durchgeführt wird. Lediglich 
der Personen- und Güterverkehr für die in Westberlin 
stationierten Truppen der Westmächte wird entspre
chend den bestehenden Viermächtebeschlüssen über 
diese Frage „zeitweilig bis zur Vereinbarung eines ent
sprechenden Abkommens“ von sowjetischen Truppen 
überprüft. Ein solches Abkommen ist inzwischen in 
Kraft getreten; seit dem 1. Dezember 1955 übt unsere 
Grenzpolizei allein die Kontrollen aus. Wer angesichts 
dieser klaren Regelung von „einer bedrohlichen Lage 
für Westberlin“ spricht, hat entweder ein schlechtes 
Gewissen oder weiß nicht, was Souveränität bedeutet. 
Die Vorstellungen der Westmächte in ihrer Note vom 
3. Oktober 1955 an die Sowjetregierung, insbesondere 
hinsichtlich der Verkehrskontrolle, verfangen angesichts 
der veränderten Situation nicht. Für die alliierten 
Truppen in Westberlin ändert sich sachlich nichts an 
der Verkehrskontrolle, und der Verkehr der Deutschen 
zwischen den beiden Teilen Deutschlands und von 
Westdeutschland über deutsches Gebiet nach West
berlin muß eine ausschließlich deutsche Angelegenheit 
sein.

Die Verteidigung seines Staatsgebiets zu ordnen, ist 
das Recht jedes souveränen Staates. Von diesem Recht 
machen wir jetzt Gebrauch. Das Verfassungsergän
zungsgesetz vom 26. September 1955 gibt dazu die 
rechtlichen Grundlagen; Einzelheiten der Organisierung 
des bewaffneten Schutzes regelt der Ministerrat. Die 
Aufstellung nationaler Streitkräfte erfolgt unter dem

Druck der westdeutschen Wiederaufrüstung; nach wie 
vor aber ist eine Verständigung mit Bonn möglich über 
die Stärke und Bewaffnung solcher Verbände und ihrer 
Standorte.

Die Stationierung der vorläufig noch in der Deut
schen Demokratischen Republik verbleibenden sowje
tischen Streitkräfte erfolgt nicht mehr auf Grund des 
Kriegs- und Besatzungsrechts, sondern nach Art. 4 auf 
vertraglicher Grundlage. Damit stehen in beiden Teilen 
Deutschlands fremde Truppen nicht mehr kraft eige
nen Rechts, sondern auf Grund vertraglicher Bindun
gen des jeweiligen deutschen Staates mit auswärtigen 
Mächten. Aber: während die Truppen der Westmächte 
und anderer NATO-Staaten in Vollzug einer weitge
spannten, aggressiv orientierten strategischen Planung 
auf unbegrenzte Zeit in Westdeutschland stationiert 
sind, bleiben die sowjetischen Truppen vorübergehend 
in der Deutschen Demokratischen Republik, weil und 
solange die gegenwärtige Situation in Europa mit der 
forciert betriebenen Aufrüstung Westdeutschlands 
dazu zwingt. Sie haben sich gemäß Art. 4 des Vertrages 
jeder Einmischung in unser innerstaatliches Leben zu 
enthalten. Die Sowjetunion ist bereit, ihre Truppen 
sofort zurückzuziehen oder streng zu limitieren, wenn 
auch die Westmächte dazu bereit sind. Es wird an uns 
Deutschen liegen, von den Westmächten die Bereit
schaft zum Abzug zu erzwingen. '

Vergeblich wird vom Westen her versucht, den Ein
druck zu erwecken, daß auch die Bundesrepublik seit 
dem Fortfall des Besatzungsstatuts Souveränität und 
dieselbe Handlungsfreiheit wie die Deutsche Demokra
tische Republik besitze. Welche große Knebelung ge
rade hinsichtlich der entscheidenden nationalen Fragen 
der sog. Pariser „Deutschland“-Vertrag vom 23. Okto
ber 1954 in Wirklichkeit darstellt, zeigt eindeutig Art. 2 
dieses Vertrages, wonach sich die drei Westmächte „die 
bisher von ihnen ausgeübten oder innegehabten Rechte 
und Verantwortlichkeiten auf Deutschland als Ganzes 
einschließlich der Wiedervereinigung und einer frie
densvertraglichen Regelung Vorbehalten“. Ferner ist 
die Bundesrepublik nach wie vor verpflichtet, ihren 
Ost-West-Handel von der sog. COCOM, der Kontroll
kommission für den Ost-West-Handel in Paris, nach
prüfen zu lassen.

Nach wie vor genießen bis zum Inkraftretten des 
vollen westdeutschen „Verteidigungsbeitrages“, d. h. 
bis zur beendeten Aufstellung der 500 000-Mann-Wehr- 
macht und ihrer Unterstellung unter das Kommando 
des amerikanischen NATO-Befehlshabers in Europa, 
die Befehlshaber der ausländischen Truppen in West
deutschland Hausrecht und können jeder Zeit die volle 
Gewalt an sich ziehen. Dieses Hausrecht, als sog. Not
standsklausel in Art. 5 des „Deutschland“-Vertrages 
enthalten, soll fortfallen, sobald die westdeutschen Be
hörden „entsprechende Vollmachten durch die ... Ge
setzgebung erhalten haben und dadurch instand gesetzt 
sind, wirksame Maßnahmen zum Schutz der Sicherheit 
dieser Streitkräfte zu treffen, einschließlich der Fähig
keit, einer ernstlichen Störung der öffentlichen Sicher
heit und Ordnung zu begegnen“, d. h.: sobald durch 
Einfügung eines neuen Art. 48 in das Bonner Grund
gesetz die offene Hinwendung zum Militärstaat voll
zogen ist, werden die westdeutschen Machthaber selbst 
Diktaturgewalt im fremden Interesse ausüben. Nimmt 
man noch dazu, daß die Bundesrepublik sich in Art.' 3 
des „Deutschland“-Vertrages verpflichtet, ihre Politik 
mit der des Westens „völlig zu verbinden“ und im 
Überleitungsvertrag auf Teile ihrer Justizhoheit ver
zichtet, so ist die Einschränkung des demokratischen 
Selbstbestimmungsrechtes und der bundesrepublikani
schen Souveränität offensichtlich.

Der Pariser „Deutschland“-Vertrag hat weiterhin die 
Unselbständigkeit und Abhängigkeit der Bundesrepu
blik besiegelt.

Der Moskauer Vertrag hat den souveränen Status 
unserer Republik vertraglich und auf der Grundlage 
der Gleichberechtigung gefestigt.

Entscheidendes Merkmal für die Souveränität beider 
deutscher Staaten ist und bleibt dies: Wer hat die 
volle Handlungsfreiheit in der Frage der deutschen 
Wiedervereinigung? Die Deutsche Demokratische Re
publik hat sie, im Moskauer Vertrag ist das ver-
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